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Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Zum oben angeführten Entwurf zum Oö. Gleichbehandlungs-Anpassungsgesetz teilt der OÖ 
Gemeindebund Folgendes mit: 
 
 
Mit dem vorliegenden Entwurf werden vorwiegend EU-Richtlinien umgesetzt. 
 
Des Weiteren werden die Regelungen für Landes- und Gemeindebedienstete aus dem Oö. 
Antidiskriminierungsgesetz herausgenommen und die Diskriminierungstatbestände für die 
Bediensteten in das Oö. Gleichbehandlungsgesetz 2021 integriert. Hierbei handelt es sich 
nur um eine strukturelle Bereinigung, die zu begrüßen ist. 
 
Weiters soll mit diesem Entwurf auch die EU-Transparententgeltrichtlinie umgesetzt werden. 
Begrüßt wird, dass von der Ausnahme in Bezug auf die Informationsverpflichtung im 
Zusammenhang mit der Entgeltentwicklung für Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber mit 
weniger als 50 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im § 8c Abs. 1 des Entwurfs Gebrauch 
gemacht wurde. 
 
Für Dienstgeberinnen und Dienstgeber wurde durch die vorgesehenen umfassenden 
Informations- und Berichtspflichten aus der Umsetzung der Entgelttransparenzrichtlinie ein 
zusätzlicher Verwaltungsaufwand aufgezeigt, der nicht beziffert wurde. 
 
Generell wird festgehalten, dass bei den Gemeinden generell und speziell im Bereich der 
Gehaltsregelungen bereits gegenwärtig ein hohes Maß an Gleichstellung der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gegeben ist. Bei der Umsetzung der Richtlinie ist daher 
gerade in diesem Fall ein Golden Plating zu vermeiden. 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 

OÖ Gemeindebund 
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